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Entschließungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur dritten Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Kriegsdienstverweigerungs-Neuordnungsgesetzes 
— Drucksachen 10/4489, 10/5183 — 


Das Kriegsdienstverweigerungs-Neuordnungsgesetz hat rieh 
nicht bewährt. Das Gesetz geht unverändert davon aus, daß staat- 
liche Behörden in der Lage sind, das Vorliegen einer Gewissens- 
entscheidung zu überprüfen. Mit der Verlängerung der Gültig- 
keitsdauer des Gesetzes wird für weitere Jahre cm diesem fal- 
schen Verständnis, daß das Gewissen überprüfbar sei, festgehal- 
ten. Auch in Zukunft werden 15 bis 20 Prozent aller Antragsteller 
einer mündlichen inguisitorischen Gewissensprüfung ausgesetzt 
sein. 

Der Bundestag wolle beschheßen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest; 

1. Bei der Feststellung der Dauer des ZivUdienstes ist von der 
dxirchschnittUchen tatsächlichen Dauer des Wehrdienstes 
(Grundwehrdienst, Wehrübimgen, Wehrdienst in der Ver- 
fügungsbereitschaft) auszugehen und nicht von der rechtlich 
zulässigen Höchstdauer. Die Drittelverlängenmg gegenüber 
dem Grundwehrdienst ist unbegründet und daher zurück- 
zimehmen. 

2. Die gravierenden Mängel beim Gewissensübetprüfungsver- 
fahren im Bereich des Bundesverteidigimgsministers bleiben 
unverändert bestehen. WillkürUche Ergebnisse sind an der 
Tagesordnung. Die Verfahren gleichen einem Lotteriespiel und 
untergraben das Vertrauen der jungen Generation in rine faire 
und rechtsstaaUiche Behandlung diirch den Staat. Die Ent- 
scheidung über die Anerkennung von Soldaten imd Reservi- 
sten muß deshalb in den Verantwortungsbereich des Bundes- 
ministers für Jugend, Familie und Gesundheit übergehen, der 
für das Kriegsdienstverweigerxmgs-Neuordnungsgesetz 
zuständig ist. Der Feststellung des Bundesverfassungsgerichts, 
daß Bundesamtsverfahren und sonstige Verfahren prinzipiell 
gleichwertig sind, muß endlich Geltung verschafft werden. 
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3. Mit der erneut befristeten Geltungsdauer des Gesetzes wird 
deutlich, daß die Bundesregierung .flexibel im Sinne einer 
Bedarfsplanimg' bleiben möchte. Nicht gnmdsätzlich gebo- 
tene Klarheit - auch im HinbUck auf die Leben^lanung jimger 
Menschen sondern Bestandsprobleme der Bundeswehr blei- 
ben . Maßstab “ für die Anerkennung der Gewissensentschei- 
dimg und die Dauer des Zivildienstes. 

4 . Alternativen für jvmge Menschen, die aus Gewissensgründen 
sowohl den Wehrdienst als auch den Ersatzdienst verweigern, 
fehlen völlig. Weder wird bei der gesetzlichen Ausgestaltung 
der sogenannten .freien Arbeitsverträge " die bedrückende 
Arbeitslosigkeit berücksichtigt noch werden Hilfen des Bun- 
destimtes für den Zivildienst im Bedarfsfall .Freie Arbmtsver- 
hältnisse* zu vemütteln, in Aussicht gestellt. Die verstärkte 
Einbeziehimg von Zivildienstleistenden in die Verteidigimgs- 
planimg führt zu einer steigenden Zahl von Totalverweigerem. 
Auch die gegenwärtige Praxis, bereits bestrafte Totalverweige- 
rer erneut einer Bestrahmg zuzuführen, wird nicht aufgegeben, 
sondern durch den sogenannten .Wömer-Erlaß“ zusätzlich 
verstärkt. 

5. Der Deutsche Bimdestag wendet sich gegen Entwicklungen, 
den ZivUdienst gegenüber dem Wehrdienst weiter zu erschwe- 
ren. Er fordert die Bundesregierung auf, den Zivildienst so zu 
gestalten, daß er dem Charakter der Gewissensentscheidung 
Rechnvmg trägt. 

6. In vielen Einsatzfeldem, beispielsweise bei der individuellen 
Betreuung Schwerstbehinderter, werden Zivüdienstleistende 
häufig psychisch übeifordert. Eine weitere Verlängerung der 
Zivildienstdauer verschlimmert diesen Zustand imd wird der 
Fürsorgepflicht des Staates gegenüber den jungen Menschen 
nicht mehr gerecht. 

7. Die Verwaltungsvorschrift des Bimdesamtes für den Zivil- 
dienst, nach der Zivildienstleistende ihren Dienst nicht mehr in 
Beschäftigimgsstellen ableisten dürfen, bei denen sie Mitglied 
sind oder während des ZivUdienstes Mitglied werden, ist 
zurückzvmehmen. Vereinzelte Mißbrauchsfälle rechtfertigen 
lücht das in dieser Einschränkung liegende generelle Miß- 
trauen gegenüber Trägem imd Zivildienstleistenden. 

Bonn, den 16. April 1986 

Dr. Vogel und Fraktion 
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